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PB.Z-01-238-4 Kapitel 5: Zusammen leben

Antragsteller*in:  Simon Lissner (KV Limburg-Weilburg)

Anderungsantrag zu PB.Z-01

Der Islam gehort zu Deutschland, jedoch sind Muslim*innen Uberproportional von

struktureller Diskriminierung, insbesondere auf dem Arbeitsmarkt, sowie von
gewalttatigen Ubergriffen betroffen. 240 ff Muslim*innen sind (iberproportional von
struktureller Diskriminierung, insbesondere auf dem Arbeits- und Wohnungsmarkt,
sowie von gewalttatigen Ubergriffen betroffen. Der Anschlag von Hanau und die
fortdauernden Bedrohungen muslimischer Einrichtungen zeigen, wie dringend ndtig
umfassende Schutzkonzepte sowie Praventionsprogramme sind.

Die Untersuchungen des NSU-Komplexes, die Untersuchung des Anschlages von Berlin
und viele andere Falle haben gezeigt, dass es gefahrliche Verstrickungen und
folgenreiche Defizite beim Schutz innerhalb der fur unsere Sicherheit zustandigen
Einrichtungen gibt. Die um sich greifende Bedrohung aus den inneren Organen des
Staates ist unubersehbar. Die Morddrohungen gegen die Frankfurter Rechtsanwaltin
Seda Basay-Yildiz und andere Morddrohungen gegen muslimische Politiker*innen und
Burger*innen und kérperliche Angriffe und verbale Hassreden auf offener Buhne, auch
aus den Parlamenten heraus, mobilisieren zunehmend einen Mob von sogenannten
Einzeltatern. Die Umsetzung der MaBnahmen von Null Toleranz zum Schutz der
Burger*innen muss auf allen Ebenen Chef*innen-Sache werden.

Begrundung

Der Text im Entwurf ist vollkommen unzureichend und damit hinsichtlich der Gefahren
und Bedrohung unserer Blurger*innen nichts zu ihrem Schutz sagend und geradezu
verharmlosend. Der Text muss geandert werden, weil er in seiner bisherigen Fassung
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geradezu beangstigend unkonkret ist und die Verantwortung der kunftigen Regierung
und der Staatsorgane nicht benennt.

weitere Antragsteller*innen

Christopher Graf (KV Goslar); Karl-Wilhelm Koch (KV Vulkaneifel); Fritz Lothar
Winkelhoch (KV Oberberg); Klemens Griesehop (KV Berlin-Pankow); Ralf Henze (KV
Odenwald-Kraichgau); Clara-Sophie Schrader (KV Berlin-Pankow); Sebastian Schafer
(KV Oberberg); Jens (Jan) Erdmann (KV Munchen); Hans Schmidt (KV Bad Tolz-
Wolfratshausen); Andreas Muller (KV Essen); Kerstin Dehne (KV Munchen); Diethardt
Stamm (KV Wetterau); Steffen Pichl (KV Fulda); Rudi Seibt (KV Bad Tolz-
Wolfratshausen); Claudia Laux (KV Bernkastel-Wittlich); Frédéric Zucco (KV Augsburg-
Stadt); Stephan Wiese (KV Lubeck); Kajo Aicher (KV Bodenseekreis); Andreas
Knoblauch (KV Salzgitter); Michael Hoffmeier (KV Eichsfeld)

Seite 2



	PB.Z-01-238-4 Kapitel 5: Zusammen leben
	Änderungsantrag zu PB.Z-01
	Von Zeile 238 bis 254:

	Begründung
	weitere Antragsteller*innen


